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Richtereid und richterliche Ethik

»Jetzt fangen wir auch noch

damit an!« Dieser unver-

fålschte Kommentar eines

Kollegen gibt vielleicht das

Stimmungsbild Vieler zum

Thema »Richterliche Ethik«

wieder. Tatsåchlich vergeht

kaum ein Tag, an dem nicht

in Presse und Fernsehen von

verschiedenen Berufsgrup-

pen, seien es Mediziner,

Pharmaunternehmen, Ban-

ken oder Großunternehmen ethisches Verhalten eingefor-

dert oder postuliert wird. Hat man auch håufig das Gefçhl,

dass die Ethikdiskussion in diesen Bereichen erst im An-

schluss an eklatante Fehlentwicklungen erwacht, wåchst

doch zunehmend die Erkenntnis, dass die Bindung an be-

stimmte unverånderliche ethische Grundsåtze nicht nur fçr

die Gesellschaft als Ganzes, sondern auch in spezifischer

Ausprågung als Berufsethik fçr einzelne Berufsgruppen un-

abdingbar ist. Dass sich also auch Richter und Staatsan-

wålte damit auseinandersetzen, welche spezifischen ethi-

schen Anforderungen ihre Berufe an sie stellen, liegt vor

diesem Hintergrund nahe.

Dennoch ist die Diskussion gerade çber richterliche Ethik im

Kollegenkreis keineswegs unumstritten. Sorgt bei manchen

schon der Begriff »Ethik« – offenbar aufgrund seiner welt-

anschaulichen Implikationen – fçr Unbehagen, halten an-

dere die Diskussion aus grundsåtzlichen Erwågungen fçr

çberflçssig. Nicht selten wird nåmlich unterstellt, dass der

Richter kraft seines Amtes wisse, wie er sich »ethisch rich-

tig« zu verhalten habe. Immer wieder ist zu hæren, dass die

breit angelegte Beschåftigung mit richterlicher Ethik oder

gar die schriftliche Niederlegung ethischer beruflicher

Grundsåtze fçr Richter und Staatsanwålte schon deshalb

çberflçssig sei, weil sich die Bindung des Richters an ethische

Grundprinzipien, mithin also der Inhalt der richterlichen

Berufsethik, im Wortlaut des Richtereides zusammenfassen

lasse. Aus ihm ergebe sich die Bindung des Richters an

Verfassung und Gesetz, die Verpflichtung zu innerer Unab-

hångigkeit, Unparteilichkeit und zur Bereitschaft, sich in den

Dienst von Wahrheit und Gerechtigkeit zu stellen, mithin

alles, was richterliche Berufsethik ausmache.

Ist also die Beschåftigung mit dem Thema richterliche Ethik

doch nur Selbstzweck zur Gewissensberuhigung?

Den Kritikern der Ethik-Diskussion ist zuzugeben, dass die

Grundlagen unseres Handelns als Richter çber die Fallbe-

arbeitung hinaus im Richtereid zusammengefasst sind.

Dennochmuss die Frage erlaubt sein, ob sich Beschåftigung

mit richterlicher Ethik allein aufgrund des Umstandes er-

çbrigt, dass wir alle zu Beginn unserer Dienstzeit einen Eid

geleistet haben, aus dem wir die Richtlinien unseres Han-

delns ableiten kænnen. Ist es naiv, zeugt es von Unselb-

ståndigkeit und Unreife, wenn wir uns bemçhen, diese

theoretischen hehren Vorgaben mit Leben zu erfçllen und

uns die Frage stellen wollen, wie man sie in konkreten

Zweifelsfållen anwendet?

Der letztgenannte Aspekt nimmt die Antwort bereits vor-

weg: Der Hinweis auf den Richtereid ist zwar eine wichtige

Grundlage bei der Annåherung an das Thema. Er allein hilft

aber nicht weiter, wenn der Begriff »Richterliche Ethik«

mehr sein soll als nur ein inhaltlich schwer fassbares

Prinzip, dem sich Richter und Staatsanwålte theoretisch

verpflichtet fçhlen. Wenn diese Theorie auch mit Leben

erfçllt werden soll, mçssen sich Richterinnen und Richter,

Staatsanwåltinnen und Staatsanwålte mit ihrem ethischen

Selbstverståndnis in der tåglichen Praxis beschåftigen. Die

Annåherung an das Thema setzt voraus, dass sich die

Kolleginnen und Kollegen bewusst machen, dass ethi-

sche Probleme richterlichen und staatsanwaltschaftlichen

Handelns nicht nur in besonders gelagerten Ausnahme-

fållen auftreten kænnen, sondern dass auch viele alltåg-

liche Situationen im Berufs-, aber auch im Privatleben

ethische Dilemmata auslæsen kænnen. Hierfçr zu sensibi-

lisieren, die Kollegenschaft zu konstruktiver Auseinander-

setzung mit ihren ethischen Problemen zu ermutigen und

im Einzelfall tragfåhige Læsungen zu finden, ist eines der

Ziele der Debatte çber richterliche Berufsethik. Die Aus-

einandersetzung damit, was fçr jeden Einzelnen »ethisches

Verhalten« ausmacht, ist in der jetzigen Zeit mehr denn je

angezeigt, in der Stelleneinsparungen und Wiederbeset-

zungssperren einerseits zunehmenden Aufgaben fçr Rich-

ter und Staatsanwålte durch Gesetze und hæchstrichterli-

che Rechtsprechung andererseits gegençberstehen. Rich-

ter und Staatsanwålte sind vielfach steigendem Arbeits-

druck ausgesetzt. Darçber hinaus sehen sie sich in vielen

Fållen Landesministerien gegençber, die die Gerichte als

nachgeordnete Behærden betrachten und die Fçhrungs-

und Modernisierungskonzepte aus der Wirtschaft mæg-

lichst unveråndert bei den Gerichten umsetzen wollen,
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ohne deren besondere Aufgabenstellung zu berçcksichti-

gen. Ein Beispiel hierfçr ist die Einfçhrung der Leistungs-

besoldung auch fçr Richter und Staatsanwålte, die in

mehreren Bundeslåndern ernsthaft angedacht war. Das

Bewusstsein dafçr, dass eine Leistungsbesoldung vor dem

Hintergrund der richterlichen Unabhångigkeit grundsåtz-

lich problematisch sein kænnte, musste in manchem Mi-

nisterium erst geweckt werden. Im Zentrum der Justiz-

politik steht håufig der viel strapazierte Satz, dass »nur

schnelles Recht gutes Recht« ist. Unter dem Vorwand der

Bçrgerfreundlichkeit bestimmen Erledigungszahlen viel-

fach das Maß zur Bewertung richterlicher Leistung. Der

Druck auf Richter und Staatsanwålte, bei steigenden Ein-

gangszahlen immer noch hæhere Erledigungszahlen zu er-

bringen, ist in den letzten Jahren erheblich gestiegen.

Leidtragende sind insbesondere die jungen Richter, die

wahrnehmen, dass ihre Leistung von ihren Dienstvorge-

setzten jeweils nur in Quantitåt gemessen wird. Die aller-

meisten dieser Kolleginnen und Kollegen sind mit hohem

Anspruch an ihre eigene Tåtigkeit in die Justiz eingetreten.

Konfrontiert mit der geschilderten Realitåt besteht jedoch

die Gefahr, dass sie sehr schnell ein schiefes, weil zu ein-

seitiges Verståndnis von den beruflichen Anforderungen

entwickeln. Im Gespråch mit jungen Kolleginnen und

Kollegen låsst sich immer wieder feststellen, dass sie den

Erfolg ihrer eigenen Arbeit fast ausschließlich nach Ein-

gangs- und Erledigungszahlen bemessen. Sehr schnell ist

dann auch die Rede davon, wie man Verfahren »tot ma-

chen«, die eigene Statistik »sauber halten« und lange

Verfahrensdauern mæglichst trickreich vermeiden kann.

Gleichzeitig wåchst bei diesen Kolleginnen und Kollegen

die Unzufriedenheit mit dem Beruf, weil sie schon nach

kurzer Zeit feststellen mçssen, dass sie den eigenen An-

sprçchen, mit denen sie an die Tåtigkeit herangegangen

sind, nicht gerecht werden kænnen, sofern sie denn çber-

haupt noch Gelegenheit finden, ihre Vorstellungen zu

hinterfragen.

Angesichts dieser Entwicklungen darf sich die Debatte çber

den Begriff der richterlichen Ethik nicht darin erschæpfen,

auf den Richtereid und seine Implikationen zu verweisen. Es

ist vielmehr unumgånglich, auf der Basis einer breit ange-

legten Diskussion mæglichst in der gesamten Richterschaft

richterliche Ethik zu thematisieren. Davon dçrfen wir uns

nicht durch unbegrçndete Øngste und das Vorurteil abhal-

ten lassen, dass durch die Beschåftigung mit richterlicher

Ethik Kategorien von »richtigem« und »falschem« Ver-

halten fçr Richter geschaffen und die richterliche Unab-

hångigkeit so beeintråchtigt werden sollen. Ziel einer Dis-

kussion çber richterliches Selbstverståndnis und ethische

Grundsåtze ist gerade nicht, eine Art Meta-Dienstrecht zu

schaffen, um den Justizministerien ein Instrumentarium zur

Disziplinierung und Sanktionierung der Richter an die Hand

zu geben. Im Gegenteil haben wir nur die Mæglichkeit, das

Thema richterliche Ethik in unserem Sinne zu behandeln

und zu befærdern, wenn wir uns offen der Diskussion stellen.

Dass dabei trotz des verkçrzenden Begriffs »richterliche

Ethik« der Blick nicht auf die Richterschaft allein gelenkt

werden soll, sondern auch die staatsanwaltschaftliche Be-

rufsethik gleichermaßen in die Diskussion einbezogen

werden soll und muss, ist aus dem bisher Gesagten schon

klar geworden.

Eine solche umfangreiche Behandlung der Thematik an der

Basis bietet viele Chancen fçr die Justiz: Zum einen kann auf

diese Weise das Vertrauen der Úffentlichkeit in die Justiz

gewahrt und gestårkt werden. Die Gerichte sind håufig die

letzte Zufluchtsmæglichkeit der Bçrger vor dem, was sie als

staatlichen oder privaten Machtmissbrauch erleben oder

zumindest wahrnehmen, daher dçrfen keine Zweifel an der

Unabhångigkeit, Unparteilichkeit und Integritåt der rich-

terlichen Tåtigkeit aufkommen. Nur dann kænnen Rechts-

frieden und Rechtssicherheit gewahrt werden, nur so kann

die Justiz ihrer Aufgabe als Dritte Gewalt im Staat gerecht

werden. Obwohl dieses Argument sicher in Staaten

schlagkråftiger ist, in denen Amtsmissbrauch und Korrup-

tion im Bereich der Judikative verbreitet sind, dçrfen auch

deutsche Richter und Staatsanwålte nicht davon ausgehen,

das unwandelbare Vertrauen der Úffentlichkeit automa-

tisch aufgrund ihres Amtes zu genießen. Wenn wir aber

nach außen deutlich machen, dass wir unser eigenes Ver-

halten und unser richterliches Selbstverståndnis hinterfra-

gen, kænnen wir dieses Vertrauen stårken. Wir verhindern

damit auch, dass wir nur mit der Forderung nach besserer

Besoldung wahrgenommen werden, und machen gleich-

zeitig deutlich, dass unsere Forderungen nach besserer fi-

nanzieller, personeller und sachlicher Ausstattung kein

Selbstzweck sind, sondern dass ein untrennbarer Zusam-

menhang zu der Qualitåt unserer Arbeit vor dem Hinter-

grund unseres ethischen Selbstverståndnisses besteht.

Nicht zuletzt kænnen wir uns also mit dieser Diskussion

auch selbst den Rçcken stårken, um uns klar zu machen,

dass und welche Ansprçche wir an unsere Berufsausçbung

haben, und dass wir zu Recht die Rahmenbedingungen

fordern, um diesen Ansprçchen gerecht werden zu kænnen.

Auf diese Weise grenzen wir uns von der Bemessung un-

serer Leistung ausschließlich nach Quantitåt und immer

noch hæherer Belastbarkeit ab.


